
N
ach der Bundestagswahl dachte
Horst Seehofer, er müsse sich mal
bei Guido Westerwelle melden.

Schließlich hatten die Wähler eine
schwarz-gelbe Koalition möglich gemacht,
obwohl sich die Chefs von CSU und FDP
ständig in den Haaren lagen. „Hallo, hier

ist der letzte Sozialdemokrat Bayerns“.
sagte er in Anspielung auf eine Lästerei
von Westerwelle. Der konterte: „Und hier
ist das Sensibelchen.“ So hatte ihn Seeho-
fer geschmäht. Sie lachten. Für den Mo-
ment hatten beide das Gefühl, gut mitein-
ander auskommen zu können.

Es sah so aus, als sei Wahlkampf 
eben Wahlkampf, da wird geholzt, aber
danach ist alles gut. Dann vertragen sich
diejenigen, die sich vertragen müssen. 
Brav sagte Westerwelle nach dem Sieg, er
freue sich auf „eine gute Zusammen-
arbeit“.
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Weiterwursteln im Merkelland
Schwarz-Gelb kann sich auf keine großen Reformen einigen. Merkel und Westerwelle 

treiben die Schulden in die Höhe und erwogen dabei sogar 
Tricksereien. Eine Idee für einen Aufbruch bleiben sie dem Land schuldig.

Titel

Parteichefs Westerwelle, Merkel, Seehofer



Was Regieren heißt, wissen Merkel und
Seehofer längst. Sie haben lange Jahre an
Kabinettstischen gesessen. Westerwelle hat
es bei den Koalitionsverhandlungen ganz
schnell gelernt.

Es heißt: 80 Prozent von dem, was
man vorher politisch vertreten hat, weg-
zuwerfen, mindestens. Westerwelle
weiß jetzt, wie sich das anfühlt.

Er ist angekommen in Ange-
la Merkels freudloser Schule
des politischen Realismus.
Gleich am Eingang
stand der Träume-
schredder, und
der schluckte
sofort Wes-

terwelles Ideen für eine Radi-
kalreform des Arbeitsmarkts

und den raschen Umbau des Ge-
sundheitssystems. 

Hier und dort wird ein wenig
reformiert, aber die Republik

bleibt die gleiche, sie wird nicht
schwarz, nicht gelb, auch nicht

schwarz-gelb, sondern bleibt das gute,
alte Merkelland, das so schonend ist für

die Nerven seiner Bewohner. Nichts än-
dert sich rasch, nichts ändert sich stark.  

Ein Projekt, eine größere Idee wird gar
nicht erst angeboten. Weiterwursteln ist ja
auch nicht so ein verheißungsvolles Wort.

Und doch geht diese Regierung einen
riskanten Weg. Sie wird die Schulden des
Staats kräftig in die Höhe treiben, um
Spielräume für Steuersenkungen zu ha-
ben. Sie hat dabei sogar einen äußerst pro-
blematischen Schattenhaushalt erwogen1950

3,5

1960

15,3

1970

29,6

1980

120,0

1990

306,3

2000

774,8

2008

985,8

Schulden

des Bundes
in Milliarden Euro

Und dann saßen sie am Tisch der Lan-
desvertretung von Nordrhein-Westfalen in
Berlin, CDU, CSU und FDP, und wollten ei-
nen Koalitionsvertrag aushandeln und
merkten, dass die Unvereinbarkeiten nicht
mit dem Wahltag erledigt waren. Es fing
erst richtig an. Es wurden schleppende, ner-
vende, manchmal aggressive Verhandlun-
gen, die in der Nacht zum Samstag gegen
zwei Uhr mit einem dürftigen Kompromiss
zu Ende gingen.

Am Mittwoch wählt der Bundestag die
Kanzlerin, das Kabinett wird vereidigt, und
dann müssen sie miteinander regieren, ob
sie sich vertragen oder nicht: Der letzte So-
zialdemokrat Bayerns, das Sensibelchen und
„Mutti“, wie Angela Merkel immer häufiger
genannt wird.

25

H
A
N

N
IB

A
L
 
H

A
N

S
C

H
K

E
 
/
 
D

P
A



Das neue Bundeskabinett
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Kanzleramtsminister

Ronald Pofalla
CDU

Vizekanzler und Außenminister

Guido Westerwelle
FDP

Bundeskanzlerin

Angela Merkel
CDU
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Innenminister

Thomas de Maizière
CDU

und Zweifel an der Seriösität ihrer Politik
geweckt. 

Wer hätte das gedacht von einer bür-
gerlichen Koalition, die sich normalerwei-
se am liebsten mit dem Adjektiv solide
schmückt. Aber das, was jetzt vorgelegt
wurde, ist nicht solide, es ist die übliche
Verschiebung von Lasten in die Zukunft,
nur die ungeheure Dimension ist neu.

Schwarz-Gelb hat nicht den Mut aufge-
bracht, den Bürgern zu sagen, dass sie in
einer schweren Wirtschaftskrise leben und
dass keine Geschenke zu erwarten sind.
Wahrscheinlich hätte das fast jeder ver-
standen, gerade jetzt. Stattdessen wird wei-
ter so getan, als gebe es keine Krise, als
könne es gar keine Krise geben, solange
nur Angela Merkel das Land regiert.

Sie wird am Mittwoch zum zweiten Mal
zur Kanzlerin gewählt, zur Kanzlerin „aller
Deutschen“, wie sie gleich nach der Bun-
destagswahl gesagt hat. Das klingt gut, aber
es heißt nichts anderes, als dass sie keines-
wegs vorhat, sich eine Kontur zu geben, in-
dem sie sich mal mit einer Wählergruppe
anlegt. Unentschiedenheit bleibt Programm.

Merkel hat sich die Träumerei ja schon
in der Großen Koalition abgewöhnt, sie
hangelte sich pragmatisch durch die Jahre,
ist damit gut gefahren und wurde zur Meis-
terin der enttäuschenden Kompromisse.  

Sie hat daraus eine Stilform gemacht,
eine Art Hauptsache-ein-Abschluss-Regie-
ren. Egal wie dürftig die Kompromisse
sind, am Ende steht immer eine zufriede-
ne Bundeskanzlerin vor den Kameras und
kündet vom Glück, überhaupt einen Ab-
schluss zu haben. Weil es ja immer so
schwierig ist: Die SPD war schwierig, die

FDP ist schwierig, die Ministerpräsidenten
sind oberschwierig. Sie hat da was von
Gerd Müller, dem ewigen König des Ab-
schlusses: Ball reingestolpert, aber Haupt-
sache ein Tor, hurra. 

Nur dass mit Müllers Abschlüssen im-
mer auch Bayern München siegte oder
Deutschland. Mit Merkels Abschlüssen
siegt immer vor allem Merkel. Nun wird sie
zum zweiten Mal Kanzlerin, in ihrem
Wunschbündnis, sie ist am Ziel. 

Aber was macht sie dort? Die Große Ko-
alition hat sie zunächst als eine Art Über-
gang betrachtet, als eine Wartezeit, in der
man Deutschland konservieren muss, bis
endlich Schwarz-Gelb regieren kann und
die großen Reformen kommen. Schwarz-
Gelb regiert von dieser Woche
an, hat aber keine großen Re-
formen im Programm. Worauf
wird jetzt gewartet?

Eine Frau und ein Homose-
xueller werden künftig Deutsch-
land regieren. Es sind zwei Men-
schen, die wissen, wie es ist,
Außenseiter zu sein. Merkel war
es, als Tochter eines Pfarrers in
der DDR und als ostdeutsche
Frau in der CDU, in der bis dahin nur west-
deutsche Männer den Ton angegeben hat-
ten. Westerwelle war und ist es als Schwu-
ler in einer Hetero-Welt.

Das verbindet. Merkel kommt gut klar
mit einem Mann, der ganz anders ist als die
Männer, die ihr in der CDU schwer zu
schaffen machen. Sie haben einen guten,
einen persönlichen Draht zueinander, aber
bislang waren sie auch noch nicht in ei-
nem Kabinett vereint.

Die Beziehung Kanzlerin/Außenmini-
ster ist eine komplizierte geworden, Frank-
Walter Steinmeier weiß ein Lied davon zu
singen. Das liegt vor allem an der Vergip-
felung der Politik. Es gibt EU-Gipfel, G-8-
Gipfel, G-20-Gipfel, den Kopenhagen-Gip-
fel und andere mehr. Immer ist die Bun-
deskanzlerin gefragt, Außenminister sind
mehr denn je Randfiguren.

Ob Westerwelle in diesem nicht mehr
ganz so bedeutenden Amt eine gute Figur
machen kann, ist mindestens offen. Er ist ja
Spezialist für den falschen Zungenschlag
und die übertriebene Geste. Für das di-
plomatische Parkett, wo ein dezenter Stil
gepflegt wird, ist das keine gute Voraus-
setzung. 

Bei Westerwelle ist zudem die
Frage, warum er überhaupt
Außenminister werden will. Sei-
ne Lebensthemen waren ökono-
mische, er hat für einen Umbau
von Steuersystem und Sozial-
staat gekämpft. Nun hat er die
Chance, dieses in einem heraus-
gehobenen Amt zu machen, aber
er will nicht. Das sagt nichts Gu-
tes über die Ernsthaftigkeit, mit

der er Politik macht. Westerwelle hat nicht
einmal dafür gesorgt, dass ein anderer aus
der FDP Finanzminister wird. Er lässt das
wichtigste Ministeramt liegen, das Amt, in
dem ein Minister am meisten gestalten kann.
Die FDP kapituliert vor ihren eigenen An-
sprüchen. Zum Glück allerdings. Denn die
Rolle der Partei bei den Koalitionsverhand-
lungen in diesem Bereich war verheerend.

Nichts hat das frühe Gesicht dieser Ko-
alition so geprägt wie der Versuch, bei den

Titel
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Deutschland
wird geführt

von zwei Men-
schen, die

wissen, wie es
ist, Außensei-
ter zu sein.
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Bildungsministerin

Annette Schavan
CDU

Schulden zu tricksen. Es war der Flirt mit
dem Teufel, eine Neigung ins Unseriöse,
ins Hütchenspielerhafte. Bei Guido Wes-
terwelle und seiner FDP schien dies nur
ein Vorurteil zu bestätigen, von der Union
war solche Verruchtheit nicht zu erwarten.

Hatte nicht Angela Merkel die Spar-
samkeit der „schwäbischen Hausfrau“ ge-
priesen? War nicht Kanzleramtschef Tho-
mas de Maizière immer als tadelloser Sach-
walter einer Politik der Vernunft aufgetre-
ten? Man glaubt es kaum noch, denn als
sich die Versuchung ergab, sich etlicher
Probleme mit einer Trickserei zu entledi-
gen, sind beide darauf eingestiegen.

Die Idee kam vom Finanzexperten der
FDP, Hermann Otto Solms. Über einen
Sonderfonds wollte er die Defizite der So-
zialkassen bis 2013 vorfinanzieren. Der
Bund hätte sich das Geld, 40 Milliarden
Euro,  jetzt geliehen und gleichsam auf ein
Sparkonto gelegt. Jahr für Jahr wären mit
Überweisungen von dort die Löcher ge-
stopft worden.

Die Koalition hätte diese neuen Schulden
im Jahr 2009 verbucht, ein Jahr, das eher
dem Finanzminister der Großen Koalition,
Peer Steinbrück von der SPD, zugerechnet
wird. In den folgenden Jahren wäre die
Neuverschuldung entsprechend niedriger
gewesen, und die FDP hätte sich später
gerühmt, dass mit ihr die Wende begon-
nen hätte. Das ist so plump, wie es mies ist.

Diese Lösung hätte zudem die Schul-
denbremse ausgehebelt, die erst in diesem
Jahr von der Großen Koalition beschlossen
worden war. Der Spielraum für neue
Kredite wäre größer gewesen. Dabei hatte
die FDP, damals in der Opposition, die

Schuldenbremse lauthals als zu schwach
gegeißelt. Auch Schattenhaushalte fand sie
abscheulich, und das war noch auf der
Homepage der FDP zu lesen, als sie längst
über Schattenhaushalte verhandelte.

Es war also der Versuch, den Staat noch
tiefer in die Verschuldung zu stürzen als er-
laubt, es war die Bankrotterklärung des
bürgerlichen Lagers beim Thema Haushalt.
Solms hatte Westerwelle mit seiner Idee
infiziert, der schließlich Thomas de Mai-
zière, und der hörte von Merkel keinen
Widerspruch.

Am 19. Oktober trug de Maizière den
Unionsmitgliedern der Arbeitsgruppe Fi-
nanzen vor, dass der Sonderfonds komme.
Steffen Kampeter, der eisernste Sparer un-
ter den CDU-Mitgliedern, „hatte sich
kaum noch unter Kontrolle“, berichtet ein
Teilnehmer der Sitzung. Kampeter tobte,
„und wenn er das alles gegenüber einem
staatlichen Ordnungshüter getan hätte, hät-
te er eine Anzeige wegen Beleidigung be-
kommen.“ Gleichwohl hat er den Schat-
tenhaushalt öffentlich verteidigt.

Aber dann zeigte sich die Macht der Me-
dien. Selten ist ein Plan so einhellig ver-
nichtend kommentiert worden, die „FAZ“
schrieb von „Schwarz-Geld“, und die Un-
terhändler bekamen kalte Füße. Als In-
nenminister Wolfgang Schäuble verfas-
sungsrechtliche Bedenken äußerte, war der
kleine Putsch gegen die Finanzräson des
Staats erledigt. Die Parteichefs kassierten
den Vorschlag wieder ein.

Aber damit war es schon ein abenteuer-
licher Fehlstart. Zu tief sitzt der Eindruck,
dass die Politiker der neuen Regierung ei-
nen möglichen Verfassungsbruch schon be-

schlossen hatten und erst von der Öffent-
lichkeit gehindert wurden, ihn ins Koali-
tionsprogramm aufzunehmen.

Nun muss Merkels neue Mannschaft die-
se Scharte auswetzen. Freitagnachmittag
sickerte ihre Kabinettsliste durch, ein Team
mit Licht und Schatten, mit wenig Frauen
und keinem Minister aus Ostdeutschland. 

Es ist ein Kabinett geworden, das ein
starkes intellektuelles Zentrum hat. Dazu
zählen neben Merkel die Minister Wolf-
gang Schäuble (Finanzen), Thomas de
Maizière (Inneres), Annette Schavan (Bil-
dung) und als Neuling Norbert Röttgen
(Umwelt), sämtlich CDU. Sie haben den
Verstand und die Bildung, um sich am Ka-
binettstisch zu allen Themen kompetent
äußern zu können. Die FDP konnte diesen
Teil des Kabinetts nicht verstärken.

Daneben gibt es zwei Stars fürs Publi-
kum, Ursula von der Leyen (Familie, CDU)
und Karl-Theodor zu Guttenberg (Vertei-
digung, CSU). Auch hier ist die FDP nicht
vertreten. Immerhin stellt sie die einzige
Nachwuchshoffnung, Philipp Rösler (Ge-
sundheit). 

Einen 50-Prozent-Anteil halten die Libe-
ralen dagegen in der Gruppe der politischen
Leichtgewichte mit der Tendenz zum To-
talausfall. Dazu gehören Rainer Brüderle
(Wirtschaft, FDP) und Dirk Niebel (Ent-
wicklung, FDP). Die CSU verstärkt die Luf-
tikusfraktion mit Peter Ramsauer (Verkehr),
die CDU mit Franz Josef Jung (Arbeit).

Was fehlt, ist das heiße Blut, so wie es
Peer Steinbrück und Sigmar Gabriel in der
Großen Koalition zeigten. Es ist eher ein
kühles Kabinett, eine Spur arrogant, mit
großen Leidenschaften ist nicht zu rech-
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A
ls Anastasia Schmidt zur Bür-
gerin der Bildungsrepublik
Deutschland werden sollte, hät-

te sie es beinahe nicht bemerkt. Sie war
müde, der Abend schon spät, und das
Vorstellungsgespräch vom Vormittag
ging ihr noch im Kopf herum.

Dann aber raffte sich die Bochumer
Studentin noch einmal auf, schaltete
ihren Computer an und fand in den 
E-Mails eine gute Nachricht: Sie hatte
ein Stipendium gewonnen. 300 Euro
wird sie jeden Monat bekommen, be-
zahlt vom Rotary Club und dem Staat,
um ihr das Ingenieurstudium zu er-
leichtern. Bisher litt die 22-Jährige zwar
keine Not, aber das Geschenk ist ihr
natürlich höchst willkommen: „Das
Geld werde ich erst einmal sparen.“

Knapp anderthalbtausend 300-Euro-
Stipendien gibt es neuerdings in Nord-
rhein-Westfalen. Wissenschaftsminister
Andreas Pinkwart (FDP) verfolgt die
Idee seit langem, und nun will die
künftige Regierung die Studierenden
deutschlandweit mit einem solchen Sti-
pendiensystem beglücken. Spätestens
im Jahr 2015 soll jeder zehnte Student
ein Stipendiat sein. Die Kosten werden
auf rund eine halbe Milliarde Euro ge-
schätzt; die Hälfte soll die Wirtschaft
zahlen, die andere Hälfte Bund und
Länder. Die Auswahl der Stipendiaten
trifft die Hochschule, nach Leistung
oder nach Kriterien, die mit den priva-
ten Förderern vereinbart werden.

Das Stipendiensys-
tem ist noch die greif-
barste Vereinbarung in
einem Politikbereich,
dessen Bedeutung al-
le Koalitionäre nim-
mermüde beschworen:
Bildung als „das zentrale Thema“
(CDU-Ministerin Schavan), Bildung als
Thema von „absoluter Priorität“ (Pink-
wart), die Entwürfe des Koalitionsver-
trags priesen die „Bildungsrepublik“.  

Gegen eine Bildungsrepublik kann
niemand etwas haben. Das Problem an
diesen großen Worten ist nur, dass der
Bund den Ländern im Bildungsbereich
seit der Föderalismusreform sehr wenig
zu sagen hat. Seinen Einfluss bezieht er
vor allem übers Geld. Immerhin drei
Milliarden Euro mehr will Berlin nun
zahlen. Beschlossene Vorhaben – wie
mehr Studienplätze und eine neue
Runde der Exzellenzinitiative – wer-
den vorangetrieben. Gefördert werden
sollen die Weiterbildung von Erziehern
und die Sprachentwicklung von Kin-
dern; alles in Absprache mit 16 Län-
dern, das wird nicht unbedingt einfach. 

Vergleichsweise wenig komplex ist
da das Stipendienmodell. Es war schnell
vereinbart zwischen den Koalitionären,
es ist aber auch ein symptomatischer
Fall für die Berliner Bildungspolitik.
Der Bund erscheint wie ein Patenonkel,
der hübsche Geschenke macht, um in
guter Erinnerung zu bleiben, und sich

hin und wieder in die Erziehung der
Kinder einmischt – obwohl er eigentlich
nichts zu sagen hat. Abzuwarten bleibt,
ob die Länder diesmal mitziehen und
die Wirtschaft wirklich Abertausende
Stipendien spendiert, wie es Wirt-
schaftsvertreter bei Einführung der Se-
mesterstudiengebühren von bis zu 500
Euro versprochen haben. 

Für die Stipendiaten ist das neue Sys-
tem bestimmt eine gute Sache, sie dür-
fen sich tatsächlich ein bisschen wie in
einer Bildungsrepublik fühlen. Aber ist
es auch eine gute Politikentscheidung?

Gut wären die Stipendien, wenn an
deutschen Hochschulen bislang der
Schlendrian studierte und der Geldse-

gen für mehr Fleiß sor-
gen würde. Erfolgsdruck
und Ehrgeiz vieler Stu-
denten sind aber oh-
nehin groß. Gut wären
die Stipendien auch,
wenn sie eine Abwande-
rung begabter Studen-
ten ins Ausland stopp-
ten; Pinkwart stellt sein
Modell gern in einen
„internationalen Kon-

text“, wobei zweifelhaft ist, dass eine
Abwanderungswelle existiert und dass
sie durch 300 Euro zu stoppen wäre.

Richtig gut wären die Stipendien,
wenn sie diejenigen an die Hochschu-
len brächten, die bisher zurückschre-
cken, etwa weil ihnen das Studium 
zu teuer ist. Ein drängendes Problem,
aber es ist nicht erkennbar, was die
Stipendien zur Lösung beitragen. Von
der vagen Aussicht, einen Zuschuss zu
kassieren, wird sich niemand an die
Hochschulen locken lassen. 

„Ein starkes Bafög steigert die Stu-
dierendenzahl nachhaltiger, als es je-
des Stipendienprogramm vermag“, sagt
der Präsident des Deutschen Studen-
tenwerks, Rolf Dobischat. FDP-Politi-
ker Pinkwart verspricht hingegen eine
„neue Stipendienkultur“. Das klingt
hübsch, Kultur ist wie Bildung: irgend-
wie immer gut. 

Ab November wird ein neuer Sti-
pendiat unter den rund eine halbe Mil-
lion Studenten in Nordrhein-Westfalen
zu finden sein. Der Stipendiat ist noch
unbekannt, der private Stifter aber
nicht: Andreas Pinkwart. 

Barbara Schmid, Markus Verbeet

Ein bisschen Bildungsrepublik
Mit neuen Stipendien will die Regierung die Studierenden beglücken – warum eigentlich?

Biologiestudentinnen in Jena
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nen. Nickeligkeiten hingegen wird es reich-
lich geben. 

Bei keiner Personalie offenbarte sich die
Nachtseite der Politik so sehr wie bei der
Suche nach einem Amt für Guttenberg.
Öffentlich beteuerten Angela Merkel und
Horst Seehofer, für den Jungstar der deut-
schen Politik kämen nur höchste Ämter in
Frage. In Wahrheit waren Merkel und See-
hofer vor allem damit beschäftigt, für Gut-
tenberg einen Posten zu finden, in dem
sein Stern nicht allzu hell strahlt. 

Guttenberg ist Leichtigkeit, er strahlt eine
Unbeschwertheit aus, die Merkel auch gern
hätte. Er musste nicht in quälenden Gre-
miensitzungen Konkurrenten beiseite-
räumen, Guttenberg fuhr im Fahrstuhl seiner
eigenen Popularität nach oben. Merkel will
verhindern, dass der Freiherr irgendwann
auf ihrer Etage aussteigt, auch deshalb hat
sie ihm das Finanzministerium verwehrt. 

Natürlich muss der Finanzminister auch
unpopuläre Entscheidungen treffen, doch
das Amt bietet viele Möglichkeiten, sich
in Szene zu setzen. Da sind die G-20-Gip-
fel, die IWF-Tagungen, der Ecofin-Rat in
Brüssel. Ständig würden sich  Fotos eines
strahlenden Guttenberg in den Zeitungen
finden, die wie eine Gegenthese zu den
Dienstgesichtern von Merkel und Seehofer
wirken.

Die Reserve Merkels gegen Guttenberg
war so groß, dass sie sich bereit fand, ihren
alten Rivalen Schäuble zum Finanzminister
zu machen. Dem vertraut sie zwar nicht,
aber Merkel hält ihn für fähig, die Ausga-
benwünsche der FDP im Zaum zu halten. 

Das Verteidigungsministerium ist für
Guttenberg eine Enttäuschung. Das Amt
bietet zwar die Möglichkeit, sich als deut-
scher Nebenaußenminister auf den Si-
cherheitskonferenzen der Welt zu präsen-
tieren. Aber es ist doch viel enger gefasst
als das Finanzressort, das in Wahrheit eine
Art Vizekanzleramt ist, gerade in Zeiten, in
denen überall gespart werden muss. 

Guttenberg hätte bei al-
len wichtigen Themen der
Politik mitreden dürfen, er
würde qua Amt in prak-
tisch jeder Koalitionsrunde
sitzen. Seehofer fürchtet
nichts mehr als einen zweiten CSU-Vorsit-
zenden, der in Berlin die Richtlinien der
bayerischen Politik bestimmt. 

Seehofer weiß, wie schwer die nächsten
Jahre für ihn werden. Er hat sich in den
Koalitionsverhandlungen ordentlich ge-
schlagen und 750 Millionen Euro für die
notleidenden Bauern herausgeholt. Trotz-
dem: Das desaströse Ergebnis der CSU 
bei der Bundestagswahl hat seinen Nimbus
als Retter der Partei zerstört. Wie ange-
schlagen Seehofer inzwischen ist, zeigte
sich am vergangenen Montag in der Vor-
standssitzung der Partei in München, als
der ehemalige CSU-Chef Edmund Stoiber
ihn gegen die wachsende Kritik in den ei-
genen Reihen verteidigte: „Wir müssen
jetzt alle hinter unserem Parteivorsitzen-
den stehen“, sagte Stoiber. Es klang, als
hätte Seehofer eine schlimme Krankheit.

Der liberale Jungpolitiker Rösler hat
seine beste Zeit dagegen noch vor sich.
Dass er in die Regierung rückt, beschert
der deutschen Politik eine echte Innovati-
on. Erstmals übernimmt ein Liberaler eines
der klassischen Sozialressorts. 

Westerwelle setzt damit gleich zwei
Signale. Erstens, die traditionelle Frei-
berufler-Partei fühlt sich neuerdings auch
für die Schwachen und Bedürftigen im
Lande zuständig. Zweitens, bei den Libe-
ralen haben nicht nur politische Veteranen
wie der neue Wirtschaftsminister Rainer
Brüderle, 64, oder die neu-alte Justizminis-
terin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger,
58, eine Chance, sondern auch junge Ta-
lente wie Rösler.

Etwas merkwürdig muss sich Dirk Nie-
bel, 46, vorkommen. Er soll das Entwick-
lungsministerium führen – ein Ressort, das

die FDP eigentlich auflösen
und dem Auswärtigen Amt
zuschlagen wollte.

Niebel ist überdies ein
Mann, der immer für eine
politische Boxerei gut ist,

wenn auch in der Fliegengewichtsklasse.
Damit passt er ganz gut in diese Regie-
rung, denn Streit wird ein Thema von
Schwarz-Gelb werden, so viel ist nach den
Koalitionsverhandlungen gewiss.

Einig war man sich auf Anhieb nur in
der Frage, welches das Lieblingsgetränk
von Schwarz-Gelb werden würde. Auf den
Tischen der Landesvertretung von Nord-
rhein-Westfalen, wo verhandelt wurde,
standen Fläschchen mit Apfelsäften einer
Privatkelterei aus Hamminkeln. Die Deckel
sind ummantelt wie Champagnerkorken,
und viele Unterhändler hatten Spaß dar-
an, die Folie abzufingern. Da die Landes-
vertretung knauserig war mit den teuren
Säften, beeilte man sich, zuzugreifen. Einen
Proporz gab es hier nicht. Manchmal trank
die FDP 50 Prozent des süßen Safts weg.

Es gab so malerische Sorten wie „Schö-
ner von Boskoop“, „Apfelsaft von Streu-
obstwiesen“ oder „Topaz“, die Lieblings-
sorte von Regierungssprecher Ulrich Wil-
helm. Der allerdings musste fast immer die
Sorte „Kaiser Wilhelm“ trinken, die ihm
Volker Kauder, der Fraktionschef der Uni-
on, zu Beginn der Verhandlungsrunden mit
einem Grinsen servierte.

Doch die gute Laune verflog rasch. Ein
Unionsmann fasst die trübe Stimmung mit
einem bemerkenswerten Vergleich zusam-
men: „Als Rot-Grün 1998 an die Macht
kam, gab es dieses legendäre Bild, auf dem
Fischer, Lafontaine und Schröder lachen“,
sagt er. „Ich kann mir nicht vorstellen, dass
es von Merkel, Seehofer und Westerwelle
so ein Bild geben wird.“ Die Stimmung in
den Verhandlungen beschreibt ein Neuko-
alitionär als „furchtbar bürokratisch und
ermüdend“. Es gebe „keine Idee, wie man
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Warteschlange vor Jobcenter in Berlin
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D
ie Chefs der großen Energie-
versorger bildeten in den ver-
gangenen Tagen ein Kartell des

Schweigens. Keine vorlaute Forderung,
kein vorschnelles Urteil sollten die
Chance auf eine Laufzeitverlängerung
ihrer alternden Atommeiler durch eine
schwarz-gelbe Koalition gefährden.

Schon Wochen vor der Bundestags-
wahl hatten E.on, RWE und Co. die
Taktik in einem kleinen Kreis, der so-
genannten Düsseldorfer Runde, abge-
stimmt. Nicht einmal konkrete Er-
gebnisse der Koalitionsgespräche woll-
ten die Bosse kommentieren. Ob sie
nun Grund haben, wenigstens hinter
verschlossener Tür zu jubeln, wissen
die Betreiber der 17 Kernkraftwerke
allerdings immer noch nicht. Zwar ha-
ben sich die Politiker von CDU/CSU

und FDP darauf ge-
einigt, die Laufzeiten
der Atommeiler in
Deutschland zu verlän-
gern. Doch wie eine
solche Regelung kon-
kret aussehen soll, welchen Preis die
Stromversorger zahlen müssen und
welche Sicherheitsauflagen zu erfüllen
sind, bleibt weitgehend offen.

Die Formulierungen sind fast durch-
weg atomkraftfreundlich. Umweltpoli-
tiker konnten nicht durchsetzen, die
Laufzeitverlängerung schon jetzt zeit-
lich zu begrenzen. Auch sollen nur 
wesentliche Teile und nicht, wie ur-
sprünglich gedacht, die Hälfte der Kon-
zern-Zusatzgewinne für einen Ener-

giefonds abgezweigt werden. Der Un-
terschied kann Milliarden ausmachen.

Mit Rücksicht auf die NRW-Land-
tagswahl aber stellten die Unterhändler
wichtige Streitfragen einfach zurück.
Zudem war Karl-Theodor zu Gutten-
berg (CSU) als Bundeswirtschaftsminis-
ter nicht in der Lage, der Runde einen
Überblick über die energiepolitische
Gesamtsituation zu geben. „Die hätten
das auf Knopfdruck haben müssen,
hatten aber nichts in der Schublade“,
klagt ein Unterhändler. 

Nun will die Regierung „spätestens
innerhalb des nächsten Jahres ein neu-
es Energiekonzept vorlegen, das sze-
narienbezogen Leitlinien für eine sau-
bere, zuverlässige und bezahlbare
Energieversorgung formuliert“, heißt es
in der Vereinbarung. Ist das ernst ge-

meint, findet die Ener-
giepolitik nun ein Jahr
im Studierzimmer statt,
mit erheblichen Nach-
teilen für die gesamte
Energiebranche.

„Möglichst schnell“ solle es eine
Vereinbarung mit den Atombetreibern
geben, heißt es an anderer Stelle. Doch
eigentlich verbietet es sich, die neuen
Laufzeiten festzulegen, bevor das Ener-
giekonzept spätestens Ende 2010 vor-
liegt. Das soll nämlich ausloten, wie
viel zusätzlicher Atomstrom überhaupt
nötig ist, bevor im „dynamischen Ener-
giemix“ der Übergang zu erneuerba-
ren Energiequellen gelingen könnte.
Kommt der Atomvertrag vor der Stu-

die, wäre die Gesamtstrategie Makula-
tur, bevor sie geschrieben ist.

So dämmert es den Stromkonzer-
nen, dass ihnen lange Monate der Un-
sicherheit bevorstehen – eine ziemlich
gefährliche Sache in einer Branche, die
in naher Zukunft Entscheidungen über
Milliardeninvestitionen in Kohlekraft-
werke und Offshore-Windanlagen fäl-
len muss.

Bereits geplante Investitionen in re-
generative Energien, sauberere Gas-
kraftwerke und intelligente Stromnetze
werden nun verschoben, weil keine
Klarheit herrscht, wann welche Kraft-
werke endgültig abgeschaltet werden
müssen und mit welchem Stromange-
bot zu rechnen ist. Statt Aufbruch hat
die neue Koalition Stillstand erzeugt.

Mit schnellen Entscheidungen, heißt
es in einem internen Branchenpapier,
sei nicht zu rechnen. Selbst wenn ab so-
fort alle parlamentarischen Möglich-
keiten genutzt würden, den beschlos-
senen Atomausstieg rückgängig zu ma-
chen, so das Branchenfazit, könnte ein
entsprechendes Gesetz frühestens im
Sommer kommenden Jahres vorliegen.
Das ist aber extrem unrealistisch.

Damit entsteht für die ältesten
Atommeiler ein Problem. Einige von
ihnen sind laut Atomgesetz nächstes
Jahr zur Abschaltung vorgesehen. Um
Vorentscheidungen vor einer abschlie-
ßenden Einigung zu vermeiden, haben
Vertreter der künftigen Bundesregie-
rung den Strommanagern signalisiert,
dass man möglicherweise bereit sei,
Laufzeiten von neuen auf alte Meiler
übertragen zu lassen. 

Entsprechende Anträge werde man
wohl anders behandeln als der schei-
dende SPD-Umweltminister Sigmar
Gabriel. Der hatte Überlebenshilfen für
die ältesten Reaktoren stets abgelehnt,
weil diese im Betrieb unsicherer seien
als neuere Anlagen.

Sein Argument: In der Ausstiegs-
vereinbarung zwischen Bund und Ener-
gieversorgern vom Juni 2000 steht, 
dass „grundsätzlich Strommengen von
älteren auf neuere“ Anlagen übertra-
gen werden müssen. Für eine Laufzeit-
verlängerung von älteren Anlagen be-
dürfe es des „Einvernehmens zwischen
den Verhandlungspartnern“. Und das
scheint nun gefunden. 

Frank Dohmen, Christian Schwägerl

Gefährlicher Stillstand
Die Koalition drückt sich vor einer klaren Entscheidung zum Atomausstieg.
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Aufbruchstimmung im
Land verbreiten könnte“.

Es stellte sich bald ein
Muster ein. Die Leute der
Union gaben die erfahre-
nen Regierungsschlachtros-
se, die den FDP-Fohlen erst
einmal Bescheid stießen,
was geht und was nicht auf
einer Regierungswiese.
„Die Geisteshaltung der Unionsleute war:
Wir ändern hier gar nix“, sagt ein FDP-
Mann, der in der Außen- und Verteidi-
gungsgruppe verhandelte.

Die Liberalen kamen bald dahinter, dass
sie mit der Union nicht Deutschland neu
erfinden können. CDU und CSU wollen
etwas verteidigen: Merkelland.

Zu einem heftigen Wortwechsel kam es
zum Beispiel in der Arbeitsgruppe Agrar.
Als der FDP-Abgeordnete Hans-Michael
Goldmann der CSU wegen ihrer Kritik an
der grünen Gentechnik eine „innovations-
feindliche Haltung“ vorwarf, konterte Bay-
erns Umweltminister Markus Söder sofort
scharf und rief dem Tiermediziner Gold-
mann zu: „Sie sind ein Tierquäler!“ Söder
war sehr zufrieden mit seiner Attacke. „Bei
solchen Anwürfen“, sagte er später zu Ver-
trauten, „muss man gleich hoch einstei-
gen.“

Die Konservativen hingegen nahmen 
die FDP als Oppositionspartei wahr, die
erst noch in der Realität ankommen muss.
„Die FDP war elf Jahre in der Opposition,
das führt zur Radikalisierung“, sagt ein
Unions-Unterhändler. „Verhandlungen
sind keine Therapiesitzungen. Dafür gibt es
Experten, wir sind Politiker.“

Vor allem nervte die Unterhändler der
Union, dass die FDP die Absicht, den Kün-
digungsschutz zu lockern, immer wieder
auf die Tagesordnung setzte, bis zum letz-

ten Tag, obwohl Merkel
schon vor Beginn der Ge-
spräche verkündet hatte,
mit ihr sei das nicht zu ma-
chen. 

Auch das erlaubt einen
Blick in die Zukunft: Die
FDP wird nicht ruhen, bis
sie hier ein Zugeständnis
bekommt.

Bis zuletzt rangelten die Koalitionäre
um die geplante Steuerentlastung. Es war
der umstrittenste Punkt der Verhandlun-
gen, ein Symbolthema für Union wie FDP.
Die Liberalen waren mit dem Versprechen
auf drastische Steuersenkungen in den
Wahlkampf gezogen. Die Ministerpräsi-
denten der Union waren der Auffassung,
dass die schwierige Kassenlage des Staats
nicht erlaube, die Abgaben zu senken.

Am Ende einigten sich die Verhandler
auf teure Kompromisse. So wollen Union
und FDP die Unternehmensteuern senken.
Der Kinderfreibetrag in der Einkommen-
steuer steigt nächstes Jahr auf rund 7000
Euro. Das Kindergeld wird pro Kind um 20
Euro erhöht. Das Ziel der Koalitionäre ist
ein Stufentarif, bei dem sich jeder Steuer-
zahler selbst ausrechnen kann, wie hoch
seine Belastung ist.

Die geplante Steuersenkung von 24 Mil-
liarden Euro bis 2013 wird auf Pump finan-
ziert. Um die Wohltaten zu bezahlen, wer-
den die Staatsschulden allein im nächsten
Jahr drastisch erhöht. Schlimmer noch, die
kreditfinanzierte Steuersenkung kollidiert
mit einem weiteren zentralen Anliegen der
Koalition: Die notleidenden Sozialkassen,
die auch wegen der Konjunkturkrise in die
roten Zahlen gerutscht sind, sollen im kom-
menden Jahr mit Zuschüssen aus der
Staatskasse alimentiert werden. So will die
künftige Regierung die Beiträge für Arbeit-
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Krankenhaus in Neumünster
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W
enn es um die französischen
Streitkräfte ging, folgte Staats-
präsident Charles de Gaulle

einem einfachen Prinzip: „Wir sollten
nicht die Armee erhalten, an die wir
gewöhnt sind, sondern die Armee auf-
stellen, die wir benötigen.“

Für Deutschland hat die neue Bun-
desregierung nun anders entschieden:
Die Bundesrepublik unterhält weiter-
hin eine Wehrpflichtigenarmee. Auch
wenn ab dem 1. Januar 2011 die Re-
kruten nicht mehr neun, sondern nur
noch sechs Monate dienen müssen –
die Wehrpflicht, die in 23 von 28 Nato-
Staaten als nicht mehr zeitgemäß ab-

geschafft wurde, bleibt in Deutschland
bestehen.

In den Koalitionsverhandlungen war
die Frage umstritten bis zum Schluss.
Die CDU wollte unbedingt am Zwangs-
dienst festhalten, noch im Sommer
hatte sich die Kanzlerin zur Wehr-
pflicht als „Markenzeichen der Streit-
kräfte“ bekannt. Die FDP wieder-
um fordert seit Jahren deren Ausset-
zung. „Überflüssig und ungerecht“ sei
die gesetzlich vorgeschriebene Bun-
deswehrzeit, so war es von Parteichef
Guido Westerwelle noch im Juli zu
hören. Als Folge des Interessenskon-
flikts soll es nun einen Kurzdienst
geben: Drei Monate Grundausbildung,
zwei Monate Spezialausbildung und
einen Monat Fachdienst. Die Koali-
tionäre zeigen sich auf beiden Seiten
zufrieden.

„Ein halbes Jahr sei völlig ausrei-
chend, wir haben nach drei Monaten
geschossen wie die jungen Götter“, sagt
ein Unterhändler der CDU, geprägt
von der Erinnerung an die eigene Mi-
litärvergangenheit. Und die FDP sieht
plötzlich die Wehrgerechtigkeit wieder-
hergestellt, „weil man jetzt ein Drittel
mehr junge Männer einziehen kann“,
sagt FDP-Außenexperte Werner Hoyer. 

In Wahrheit ist der gefundene Kom-
promiss weder militärisch noch ökono-
misch sinnvoll. 

Dass die Wehrpflicht den heutigen
Anforderungen an die Bundeswehr
nicht mehr gerecht wird, zeigt sich vor

allem in Afghanistan,
wo deutsche Truppen
an der Seite der af-
ghanischen Armee ge-
gen die Taliban kämpfen. Benötigt wer-
den dort hochqualifizierte Spezialisten.
Der Grundwehrdienst ist als Vorberei-
tung auf solche Einsätze so geeignet
wie ein Besuch im Kino. 

So sah das bis vor wenigen Wochen
auch die FDP. Es mache keinen Sinn,
„dass wir wie im Hamsterrad Rekruten
ausbilden, die uns dann im Auslands-
einsatz gar nicht zur Verfügung stehen“,
sagte Hoyer. Im Laufe der Koalitions-
verhandlungen haben die Liberalen
aber erkannt, dass die Wehrpflicht zur
Nachwuchsgewinnung unentbehrlich ist.
Tatsächlich funktioniere der Wehrdienst
für viele Rekruten „wie ein Schnupper-
kurs“, sagt Ulrich Kirsch, Vorsitzender

des Deutschen Bundeswehrverbands.
„36 bis 40 Prozent unseres guten Nach-
wuchses erhalten wir über die Wehr-
pflicht“, sagt Kirsch. Auch deshalb müs-
se sie erhalten bleiben. 

Damit erscheint die Wehrpflicht
manchen zwar zweckmäßig. Recht-
mäßiger wird sie dadurch nicht. Schon
1995 mahnte Bundespräsident Roman
Herzog auf einer Kommandeurtagung
der Bundeswehr, die Wehrpflicht sei
nur „sicherheitspolitisch“ zu begrün-
den. Der Zwangsdienst sei ein so tiefer
Eingriff in die individuelle Freiheit des
Bürgers, dass ihn der demokratische
Rechtsstaat nur fordern dürfe, wenn
die äußere Sicherheit des Staates dies
wirklich gebiete.

Genau diese sicherheitspolitische
Notwendigkeit sei aber nicht mehr
gegeben, kritisiert die Opposition.
„Für die Landesverteidigung brauchen
wir die Rekruten nicht mehr“, sagt
Jürgen Trittin, Fraktionsvorsitzender
der Grünen. Nichts als Geldver-
schwendung sei es daher, die jungen
Männer sechs Monate zu betreuen und
auszubilden.

„Eine Dienstpflicht von weniger als
neun Monaten wäre für mich als Ar-
beitgeber zutiefst unwirtschaftlich“,
warnte auch der oberste Soldat der
Bundeswehr, General Wolfgang Schnei-

derhan, im vergange-
nen Jahr vor einer Ver-
sammlung von Wehr-
pflichtigen. 

Wolf Schäfer, Ökonom
und ehemaliger Professor
an der Bundeswehr-Uni-
versität Hamburg, plä-

diert deshalb für eine Abschaffung des
Militärdienstes: „Profis sind besser und
effizienter als Amateure. Das ist in je-
dem Beruf so“, sagt er.

Selbst um Nachwuchs zu rekrutie-
ren, seien die neun Monate Wehrdienst
eine höchst ineffiziente Praxis. „Hier
müsste der Staat sein militärisches
Informationsmarketing professiona-
lisieren“, sagt Schäfer. Das klappe ja
schließlich in anderen Berufen auch.
„Sonst muss man sich fragen, warum
nicht auch der Nachwuchs für andere
Staatsdienste, zum Beispiel für die
Polizei oder das Richteramt, durch zeit-
lich befristete Zwangsrekrutierung ge-
wonnen wird.“ Ulrike Demmer

Schnupperkurs im Tarnanzug
Der schwarz-gelbe Plan, die Wehrpflicht auf sechs Monate zu verkürzen, stößt auf Kritik.

Rekruten bei der Grundausbildung
WEHRDIENST

Schwarz-gelbe Pläne:
Verkürzung von neun

auf sechs Monate
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nehmer und Betriebe weit-
gehend stabil halten. 

Weil der Bund das Geld
dafür gar nicht hat, will die
Koalition weitere Schulden
machen. Allein bei der
Bundesagentur für Arbeit
fehlen nächstes Jahr min-
destens 17 Milliarden Euro. 

Entsprechend schwer wird es für die
neue Regierung, die Vorgaben der Schul-
denbremse zu erfüllen. Um die Regel ein-
zuhalten, müsste Schwarz-Gelb in den
nächsten vier Jahren mindestens 50 Mil-
liarden Euro erwirtschaften, indem Steuern
erhöht oder Ausgaben gekürzt werden. 

Die Bereitschaft dazu ist gering. Eine
scharfe Sparpolitik in den nächsten Jah-
ren würde Merkelland in Unruhe verset-
zen, und das will die Kanzlerin auf keinen
Fall. 

Kein Wunder, dass Union und FDP nach
Wegen suchen, die lästige Schuldenbrem-
se zu umgehen. Zwar ist der Versuch, ei-
nen entsprechenden Schattenhaushalt
noch in diesem Jahr einzurichten, vom
Tisch. Doch ganz mögen sich die künftigen
Regierungspartner nicht von ihrer Idee
verabschieden. Es werde geprüft, so heißt
es im Koalitionsvertrag, ein entsprechend
„ausgerichtetes Sondervermögen“ zu
schaffen. Dort sollen die Milliardenbeträge
zugunsten der Kranken- und Arbeitslo-
senkasse verbucht werden.

Mit einem kleinen Trick könnten sich
die Koalitionäre die Regelung zu Nutze
machen. Nämlich dann, wenn sie den Son-
derfonds nicht nur mit Cash, sondern auch
mit Kreditermächtigungen ausstatten. Der
Fonds könnte sich dann selbst am Kapital-
markt Geld leihen – und zwar ohne, dass
dies im Haushalt auftaucht. 

Die Versuchung ist groß,
denn eleganter lassen sich
rote Zahlen kaum ver-
stecken. Schwarz-Gelb
könnte sich so einen Schat-
tenhaushalt schaffen, der
mit dem Grundgesetz ver-
einbar wäre. Das würde es
den Koalitionären auch er-

leichtern, ihre übrigen Kompromisse um-
zusetzen, die überwiegend der Melodie fol-
gen: allen wohl und keinem weh.

In der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik
etwa brachten die Unterhändler nicht mehr
als eine Liste von Absichtserklärungen,
Prüfaufträgen und Formelkompromissen
zustande. Von Reformwillen und dem Mut
zu schmerzlichen Wahrheiten war nichts 
zu spüren. Die Koalitionäre waren sich
schnell einig, wenn es darum ging, Wohlta-
ten zu verteilen. So wollen sie das Schon-
vermögen, das der Altersvorsorge dient, für
Hartz-IV-Empfänger auf 750 Euro pro
Lebensjahr erhöhen und selbstgenutzte Im-
mobilien generell schützen. Langzeit-
arbeitslose sollen mehr zu ihrer Stütze
hinzuverdienen dürfen, denn „Arbeit und
Leistung müssen sich lohnen“.

So produziert der Koalitionsvertrag wei-
tere Risiken für den Bundesetat. Die Er-
höhung des Schonvermögens sowie die
Hinzuverdienstmöglichkeiten für Hartz-
IV-Empfänger zum Beispiel schaffen neue
Ausgaben, denn die Maßnahmen erhöhen
automatisch die Zahl der Menschen, 
die Anspruch auf Hartz IV haben. Zu 
möglichen Einsparungen fielen den
Koalitionären dagegen nur wolkige Ab-
sichtserklärungen ein: So sollen etwa
Arbeitsmarktinstrumente „auf den Prüf-
stand gestellt“ und „deutlich reduziert“ 
werden.

Vor allem bei der FDP klang das vor der
Wahl noch anders. In ihrem „Liberalen
Sparbuch“ listeten die Freidemokraten Kür-
zungspotentiale in der Arbeitslosenverwal-
tung im Milliardenbereich auf. Doch durch-
gesetzt hat sich die Partei damit nicht. 

Auch mit ihren Plänen zum Umbau der
Bundesagentur für Arbeit ist die FDP auf
ganzer Front gescheitert. In die Verhand-
lungen ging Generalsekretär Niebel mit der
Forderung, die Nürnberger Behörden „auf-
zulösen“. Bei den Koalitionsverhandlungen
ist nun das Gegenteil herausgekommen: Die
Position der Arbeitsagenturen wird gestärkt.

Bereits im Dezember 2007 hatte das
Bundesverfassungsgericht die gemeinsam
betriebenen Jobcenter von Arbeitsagentu-
ren und Kommunen, in denen die Hartz-
IV-Empfänger betreut werden, für verfas-
sungswidrig erklärt und den Bund ver-
pflichtet, die Zuständigkeiten bis Ende
2010 neu zu regeln. In den Jobcentern, so
die Begründung der Richter, würden die
Zuständigkeiten der unterschiedlichen
staatlichen Ebenen unzulässig vermengt.
Als Konsequenz wollte die FDP die Ar-
beitsvermittlung komplett den Kommunen
übertragen. Doch daraus wird nichts. Künf-
tig hat die Behörde nun wieder das Mono-
pol bei der Arbeitsvermittlung.

Ganz ähnlich lief es bei den Verhandlun-
gen zur Gesundheitsreform. Die Kompro-
misse fielen mehr als dürftig aus. CDU und
FDP verlangten den Einstieg in ein Ge-
sundheitsprämiensystem, dagegen sperrte
sich die CSU. CSU und FDP wollten den
Gesundheitsfonds abschaffen, die CDU stell-
te sich quer. Die FDP schlug vor, die Ver-
tragsmöglichkeiten zwischen Krankenkas-
sen und Ärzten zu vergrößern – Teile von
CDU und CSU verbündeten sich dagegen.
Am Ende kam heraus, dass im Wesentlichen
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Glatter Durchmarsch
Lobbyisten sind stolz auf den Koalitionsvertrag: Sie haben tüchtig daran mitgewirkt.

W
enn Guido Westerwelle da-
von erzählt, in welch trauri-
ger Verfassung seine FDP

früher einmal war, packt ihn blankes
Entsetzen. Allzu lange seien die Libe-
ralen als reine Klienteltruppe wahrge-
nommen worden, als Partei der Bes-
serverdiener, als Interessenvereinigung
der Apotheker und Steuerberater.
Schrecklich, sagt Westerwelle. Gut,
dass diese Zeit vorbei sei.

Bei den Verhandlungen zum Koali-
tionsvertrag hat sich die Abkehr der
Liberalen von der Klientelpolitik frei-
lich noch nicht bemerkbar gemacht, im
Gegenteil. Überraschend leicht ist es
den Lobbyisten FDP-naher Interessen-
gruppen gelungen, Schaden abzuwen-
den, Pfründen zu verteidigen und teils
neue Vergünstigungen herauszuholen.

Zunächst setzten die Liberalen die
Frage auf die Tagesordnung, ob in Dro-
geriemärkten weiter Arzneimittel aus-
gegeben werden dürfen. Die Apothe-
kervereinigung ABDA läuft Sturm ge-
gen diese Wettbewerbsnische im sonst
stramm regulierten Pillengeschäft. Bei
den sogenannten Pick-up-Stellen hand-
le es sich um unerfreuliche „Auswüch-
se des Versandhandels“, heißt es in
einem Papier der ABDA.

Nun haben Union und FDP die
ABDA-Forderung nach einem Quasi-
Verbot der Pick-up-Stellen übernom-
men, und zwar wortwörtlich: „Wir wer-
den die Auswüchse beim Versandhan-
del bekämpfen“, schrieben sie in ihre
Vorlage für den Koalitionsvertrag.

Der neuen Koalition zu
Dank verpflichtet sind auch
die Steuerberater. Ihre Rech-
nungen soll der Normalbür-
ger künftig wieder voll von
seiner Steuer absetzen kön-
nen – ein Privileg, das der
Fiskus nur wenigen Dienst-
leistungen gönnt. Und auch
den Gutverdienern hilft die
neue Koalition gern. Wer
mehr als etwa 50000 Euro brutto im
Jahr verdient, soll demnächst schneller
aus der gesetzlichen Krankenkasse aus-
steigen dürfen. Für den Wechsel in eine
private Versicherung galt seit der jüngs-
ten Gesundheitsreform eine Wartefrist
von drei Jahren. Das Neukundenge-
schäft der Privatassekuranzen hatte
deshalb etwas gelitten.

FDP und Union kamen nun überein,
die Wartezeit wieder auf ein Jahr zu
verringern. In den Verhandlungen hat-
ten sich CDU und CSU zunächst ge-
sperrt. Ihre Befürchtung war, dass in
der gesetzlichen Krankenversicherung
ein weiteres Finanzloch aufreißt, wenn
der Solidargemeinschaft wieder mehr
Besserverdiener verlorengehen.

Und so hielt es Volker Leienbach,
Direktor des Verbands der privaten
Krankenversicherungen, für geboten,
sich einmal persönlich in die Ver-
handlungen einzuschalten. Sollte die
Dreijahresfrist bleiben, wäre das „kein
gutes Zeichen“, erklärte er den Unions-
leuten. Plötzlich lagen der Verhand-

lungsrunde auch Berech-
nungen vor, aus denen her-
vorging: Nur keine Sorge,
AOK und Co. werden den
Aderlass schon verkraften.

Erfahrene Lobbyisten wis-
sen: Wer sich bei den Koali-
tionsgesprächen reinhängt,
kann es nachher ruhiger an-
gehen lassen. Was Union
und FDP im Konsens be-

schlossen und besiegelt haben, dürfte in
der Legislaturperiode nur noch schwer
zurückgenommen werden.

Ein dringendes Anliegen hatte die
Telekom. Weil sie als früherer Staats-
monopolist noch immer große Teile des
Markts beherrscht, ist sie bislang der
besonders strengen Kontrolle der Bun-
desnetzagentur unterworfen. Diese ist

mit weitreichenden Befugnissen aus-
gestattet.

Die schwarz-gelbe Koalition plant
nun, die Bundesnetzagentur schritt-
weise zu entmachten. Für die Kontrol-
le eines Teils des Telefonmarkts wäre
demnach künftig das Kartellamt zu-
ständig, aus Sicht der Telekom eine
angenehme Vorstellung. 

Nicht sehr erfreut sind deren Kon-
kurrenten. Deren Branchenverband
VATM spricht von „politischen Son-
derzugeständnissen“. Die Telekom,
heißt es, habe bei den Koalitionsver-
handlungen „einen glatten Durch-
marsch hingelegt“.

Mit einer Petition setzte sich auch
die Versicherungslobby durch. Sie hat-
te gehört, dass Union und FDP über-
legten, die Versicherungsaufsicht neu
zu ordnen. Es bestand die Sorge, künf-
tig von der strengen Bundesbank mit-
kontrolliert zu werden.

Man empfinde „Entsetzen und Un-
verständnis“, schrieben die Lobbyis-
ten des Versicherungsgesamtverbands
GDV an die Kanzlerin. Dann polterten
sie los: „Die Bundesbank verfügt über
keinerlei Erfahrung und Expertise im
Bereich Versicherungsaufsicht.“ Der
Plan könne „nur auf sachfremden Er-
wägungen beruhen“.

„Schon der Brief allein hat gewirkt“,
sagt GDV-Hauptgeschäftsführer Jörg
von Fürstenwerth. „Wir haben da offe-
ne Türen eingerannt.“ Katrin Elger, 

Alexander Neubacher, Wolfgang Reuter
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Was Union
und FDP jetzt

besiegelt 
haben, wird so
schnell nicht
mehr zurück-
genommen.
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erst einmal alles bleibt, wie es ist. Die
Regelung, wonach die Zusatzbeiträge der
Krankenkassen auf ein Prozent des Ein-
kommens begrenzt sind, hat weiter Bestand.
Die Praxisgebühr wird nicht angetastet, der
allgemeine Beitragssatz nicht verändert.

Und so ist es kein Wunder, dass es beim
für das kommende Jahr prognostizierten
Defizit bleibt, das nun vor allem mit zu-
sätzlichem Steuergeld zugeschüttet werden
muss. Union und FDP richten sich darauf
ein, im nächsten Jahr über 15 Milliarden
Euro in ein System zu pumpen, von dem
sie selbst sagen, dass es ineffizient ist und
zur Verschwendung neigt.

Die Frage, wie das chronisch defizitäre
Gesundheitswesen auf eine solide Finan-
zierungsbasis gestellt werden kann, hat die
Koalition vertagt. Im Kompromisspapier ist
davon die Rede, den Arbeitgeberbeitrag
festzuschreiben und die Gesundheitskosten
von den Löhnen zu entkoppeln. Doch was
genau geändert wird, soll im nächsten Jahr
erst einmal von einer Regierungskommis-
sion erörtert werden. Erste Ergebnisse
könnten demnach etwa Anfang 2011 vor-
liegen. Mit Streit ist zu rechnen. Eine Visi-
on, wohin die Reise langfristig gehen könn-
te, haben die jeweiligen Koalitionspartner
schon – nur leider ist es nicht dieselbe.
Wird es in Zukunft „einkommensunab-
hängige Arbeitnehmerbeiträge“ geben, wie
es im Abschlussprotokoll heißt, also eine
Art Kopfpauschale, wie sie einst Kanzlerin
Merkel in ihrem Reformprogramm des
Leipziger Parteitags forderte? Oder wer-
den, im Gegenteil, „Beitragsautonomie“
für die Krankenkassen und „regionale Dif-
ferenzierungsmöglichkeiten“ geschaffen,
was im Prinzip eine Rückkehr zum alten
Krankenkassensystem bedeuten würde?

Union und FDP wollen sich nicht fest-
legen. Die Formulierungen im Koalitions-
vertrag sind so widersprüchlich wie die Vor-
stellungen der Koalitionspartner; das liefert
Zündstoff für künftige Verhandlungen.

Jetzt rächt sich, dass die beiden Parteien
zwar mit einer klaren Koalitionsaussage in
den Wahlkampf zogen, aber in den ver-
gangenen Monaten keinen Gedanken dar-
an verschwendeten, welche Politik sie ei-
gentlich gemeinsam machen wollten. Die
FDP profilierte sich als marktradikale Re-
formpartei; die Union liebäugelte damit,
am Ende auch in einem schwarz-roten
Bündnis weiterregieren zu können. 

Kein Wunder, dass der Koalitionsver-
trag überwiegend vage ausfällt, auch in der
Umweltpolitik. Zwar stoppten die Koali-
tionäre den Versuch altbackener Wirt-
schaftspolitiker, den Klimaschutz kleinzu-
halten und die Uhr zurückzudrehen.

So will die künftige Regierung für die Re-
duktion der CO2-Emissionen um 80 Prozent
bis 2050  einen konkreten Plan erarbeiten. In
einer „Generationenbilanz“ soll erstmals in
Euro beziffert werden, welche ökologischen
Lasten der Lebensstil von heute den Nach-
kommen aufbürdet. Soja und Palmöl aus ge-



rodeten Regenwaldflächen sollen vom deut-
schen Markt verschwinden, Verbünde rege-
nerativer Kraftwerke auch finanziell geför-
dert werden (siehe Seite 30). 

Doch solche Fortschritte werden durch
andere Beschlüsse konterkariert. So dürfen
energieintensive Unternehmen künftig
ebenso mit Subventionen rechnen wie
Bauern für ihren Agrardiesel. Der Straßen-
bau wird intensiviert, wie überhaupt Ver-
kehr und Landwirtschaft weitgehend vom
Klimaschutz ausgenommen bleiben. Vor
allem aber konnten sich die Koalitionäre,
trotz wortreicher Bekenntnisse zur Öko-
Energie, nicht über die künftige
Energiepolitik einigen. Für ei-
nen Plan, woher die Republik
genau ihren Strom beziehen soll,
will man sich mehr als ein Jahr
Zeit nehmen (siehe Seite 30).

In der Innen- und Rechtspoli-
tik setzte sich die FDP vor allem
in der Kapitelüberschrift: „Frei
und sicher leben“ durch, zumin-
dest dort steht die liberale Hand-
schrift an erster Stelle.

Ansonsten machten Schäuble und sein
Team nur kleinere Zugeständnisse und
schnürten etwa die Online-Durchsuchung
im BKA-Gesetz doch noch einmal auf.
Statt diese wie von der CDU/CSU ge-
wünscht künftig auch anderen Behörden
wie dem Verfassungsschutz zu erlauben,
soll sie beim BKA nun an engere Voraus-

setzungen geknüpft werden: Statt des
BKA-Präsidenten soll sie nur der General-
bundesanwalt beantragen dürfen, und grü-
nes Licht für die umstrittene Ermittlungs-
technik soll künftig ein Bundesrichter am
BGH geben, nicht wie bisher das Amtsge-
richt am BKA-Standort Wiesbaden.

Ähnlich lief es bei der Vorratsdaten-
speicherung: Das Instrument bleibt, seine
Anwendung soll aber bis zur anstehenden
Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts durch höhere Zugriffsschwellen be-
grenzt werden: So sollen Sicherheits-
behörden die Daten nur bei Gefahr für

Leib, Leben und Freiheit abru-
fen dürfen und nicht wie in dem
vom Gesetz vorgesehenen um-
fangreichen Katalog „schwerer
Straftaten“.

Umgekehrt setzte die Union
Verschärfungen im Jugendstraf-
recht durch, so soll die Höchst-
strafe bei Mord von 10 auf 15
Jahre erhöht werden, auch die
sogenannten Warnschussarreste

sollen kommen. Einen schwierigen Kom-
promiss handelten die Neu-Koalitionäre
rund um das umstrittene Internetsperrge-
setz aus – die Union kämpfte zwar nicht 
leidenschaftlich  für das Gesetz, das erst
im Juli verabschiedet wurde, wollte aber
eine gesichtswahrende Lösung für dessen
Hauptförderin Ursula von der Leyen. Er-
gebnis: Man will die im Gesetz vorgesehe-
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Selbst das
Veto eines

kleinen Bun-
deslandes

kann Merkels
Politik

blockieren.

nen Sperren zunächst für ein Jahr nicht 
anwenden.

Alles in allem zeigt dieser Koalitionsver-
trag nicht überwiegend die Handschrift der
FDP und nicht überwiegend die Handschrift
der Union – er zeigt gar keine Handschrift.

Die Frage ist nun: Wer hat die Macht in
dieser Koalition? Merkel? Schäuble? Wes-
terwelle? Alle ein bisschen, ja, aber die
müssen sie zum Beispiel mit dem Minis-
terpräsidenten von Schleswig-Holstein, Pe-
ter Harry Carstensen, teilen.

In den Jahren der Großen Koalition war
der Bundesrat kaum eine Gefahr für die
Bundesregierung, denn Union und SPD hat-
ten dort lange eine solch komfortable Mehr-
heit, dass es Merkel nicht kümmern musste,
wenn einer ihrer Ministerpräsidenten etwas
an der Berliner Politik auszusetzen hatte.

Dies ist nun anders. Schwarz-Gelb hat
im Bundesrat nur 37 Stimmen, und 35 sind
notwendig für eine Mehrheit. Das bedeu-
tet, dass Merkel künftig auch darüber
nachdenken muss, was ein Mann wie Cars-
tensen von ihren Entscheidungen hält;
denn selbst das Veto des kleinen Schles-
wig-Holstein reicht, um die Politik der
schwarz-gelben Koalition zu blockieren.

Für die CDU-Ministerpräsidenten ist das
eine gute Nachricht, denn in den vergan-
genen Jahren schrumpften sie in ihren
Staatskanzleien zu Zwergen der Macht.
Wichtige Entscheidungen wie die zur au-
ßerplanmäßigen Rentenerhöhung im ver-
gangenen Jahr besprach Merkel mit Franz
Müntefering, die Herren aus den Ländern
erfuhren davon aus der Zeitung.  

Es sind vor allem drei Männer, die der
Berliner Politik ihren Stempel aufdrücken
wollen: Christian Wulff aus Niedersach-
sen, Jürgen Rüttgers aus Nordrhein-West-
falen und der Baden-Württemberger
Günther Oettinger. In den vergangenen
Jahren war der Streit unter den CDU-Län-
derchefs ein Vorteil für Merkel, denn die
Uneinigkeit schwächte ihre Gegner. Zwar
fanden Rüttgers oder Wulff, dass sie selbst
auch ganz passable Kanzler abgeben wür-
den. Aber die Ministerpräsidenten konnten
sich nie einigen, wer Merkel vom Thron
stoßen soll. Deshalb blieb sie dort sitzen. 

Jetzt aber ist Merkel auf jeden einzelnen
Ministerpräsidenten angewiesen, weil die
Mehrheiten im Bundesrat so knapp sind.
Als Kanzlerin hat sie nur die Abhängig-
keiten getauscht: von der SPD zu den
CDU-Regierungschefs. 

Als Merkel am vergangenen Dienstag
der Fraktion über die Arbeit am Programm
für die neue Regierung berichtete, gab sie
sich ganz demütig. „Natürlich werden wir
Rücksicht auf die Belange der Länder neh-
men“ sagte sie. Carstensen, einer der neu-
en starken Männer des Landes, dürfte sich
gefreut haben. Ralf Beste, Markus Dettmer,

Dirk Kurbjuweit, Alexander Neubacher,

René Pfister, Wolfgang Reuter, 

Marcel Rosenbach, Michael Sauga, 

Christian Schwägerl


